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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich der Regierungsapparat in Baden-Württemberg unter Verantwortung 
welches Ministerpräsidenten seit 1972 im Hinblick auf die Anzahl der jewei-
ligen Ministerien unter Nennung der jeweiligen Geschäftsbereiche, der Anzahl 
Ministerinnen und Minister, der Staatssekretärinnen und Staatssekretäre bzw. 
Staatsrätinnen und Staatsräte nach Artikel 45 Absatz 2 der Landesverfassung 
(LV), der politischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre sowie der politi-
schen Beamtinnen und Beamten mit der Amtsbezeichnung „Staatsministerin/
Staatsminister“ oder „Staatssekretärin/Staatssekretär“ jeweils entwickelt hat 
(Angaben nach der jeweiligen Legislaturperiode getrennt sowie unter Nennung 
der Namen und der Parteizugehörigkeit);

2.	�welche konkreten Vorgaben (Verfassung, Gesetz, sonstige Rechtsvorschriften, 
Rechtsprechung) es in Baden-Württemberg in Bezug auf die Anzahl der Staats-
sekretärinnen und Staatssekretäre, Staatsrätinnen und Staatsräte sowie der poli-
tischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre gibt und wie viele Personen der 
Ministerpräsident unter Berücksichtigung dieser Vorgaben in der 17. Legisla-
turperiode nach seiner Auffassung maximal hätte ernennen dürfen;

3.	�welche konkreten Amtsbezeichnungen durch Ministerpräsident Kretschmann 
nach § 56 Absatz 1 Satz 3 Landesbeamtengesetz (LBG) an Beamtinnen und 
Beamte bislang verliehen wurden und welche Beweggründe dieser Festsetzung 
oder Veränderung von der vorgesehenen Amtsbezeichnung jeweils zugrunde 
lagen und ob es danach auch alternativ möglich gewesen wäre, beispielsweise 
weiteren einzelnen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern die Amtsbe-
zeichnung „Staatssekretärin/Staatssekretär“ zu verleihen;

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme
des Staatsministeriums

Entwicklung des Regierungsapparates in Baden-Württemberg 
seit 1972
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4.	�wie sich die einzelnen Geschäftsbereiche der Ministerien nach den jeweiligen 
Geschäftsverteilungsplänen in der 17. Legislaturperiode im Vergleich zur 16. Le
gislaturperiode verändert haben, insbesondere unter Berücksichtigung des da-
für in der 16. Legislaturperiode eingesetzten Personals laut Stellenplan (synop-
tische Darstellung);

5.	�welche konkreten Aufgaben bzw. Sachgebiete nach den jeweiligen Geschäfts-
verteilungsplänen der Ministerien den am 13. Mai 2021 dem Landtag bekannt 
gegebenen Staatssekretärinnen und Staatssekretären sowie politischen Staats-
sekretärinnen und Staatssekretäre auf welche Art und Weise (z. B. per Verfü
gung, Hauserlass etc.) jeweils übertragen wurden, unter Darlegung, durch 
welche Personen die Erfüllung dieser Aufgaben in der 16. Legislaturperiode 
jeweils wahrgenommen wurde und welche sachlichen Gründe (z. B. neue kon-
krete Aufgabe, Vergrößerung des Geschäftsbereichs des Ministeriums, etc.) 
dazu geführt haben, dass diese Aufgaben nach dem Willen des Ministerpräsi-
denten sowie der Ministerinnen und Minister künftig jeweils durch eine Staats-
sekretärin/einen Staatssekretär oder eine politische Staatssekretärin/einen poli-
tischen Staatssekretär erfüllt werden sollen;

6.	�wie und auf welche Art und Weise der Geschäftsgang in den einzelnen Mi-
nisterien jeweils geregelt ist, insbesondere im Hinblick auf die Abgrenzung 
der Aufgaben zwischen den Ministerialdirektorinnen und Ministerialdirekto-
ren und den Staatssekretärinnen und Staatssekretären, den politischen Staats-
sekretärinnen und Staatssekretären sowie den Beamtinnen und Beamten mit 
der Amtsbezeichnung „Staatsministerin/Staatsminister“ oder „Staatsekretärin/
Staatssekretär“ und im Hinblick auf die Vertretungsbefugnis sowie die Unter-
zeichnungsbefugnis dieses Personenkreises.

20.5.2021

Stoch, Binder, Dr. Weirauch
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Ministerpräsident Kretschmann MdL hat am 12. Mai 2021 insgesamt elf Minis-
terinnen und Minister sowie eine Staatssekretärin und zwei Staatssekretäre in sei-
ne Regierung berufen. Weiter hat er bekannt gegeben, dass er darüber hinaus 
insgesamt elf politische Staatssekretärinnen und Staatssekretäre ernennen wird. 
Ergänzend wird es zwei politische Beamte geben, von denen einer die Amtsbe-
zeichnung „Staatsminister“ und ein anderer die Amtsbezeichnung „Staatssekre-
tär“ erhält. Die Entwicklung des Regierungsapparates in Baden-Württemberg soll 
mit diesem Antrag näher beleuchtet werden. 
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 15. Juni 2021 Nr. I-0144.1 nimmt das Staatsministerium im 
Einvernehmen mit dem Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen, dem Ministerium für Finanzen, dem Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport, dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, dem Ministe-
rium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra
tion, dem Ministerium der Justiz und für Migration, dem Ministerium für Ver-
kehr, dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
und dem Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag wie 
folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich der Regierungsapparat in Baden-Württemberg unter Verantwortung 
welches Ministerpräsidenten seit 1972 im Hinblick auf die Anzahl der jeweili-
gen Ministerien unter Nennung der jeweiligen Geschäftsbereiche, der Anzahl 
Ministerinnen und Minister, der Staatssekretärinnen und Staatssekretäre bzw. 
Staatsrätinnen und Staatsräte nach Artikel 45 Absatz 2 der Landesverfassung 
(LV), der politischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre sowie der poli-
tischen Beamtinnen und Beamten mit der Amtsbezeichnung „Staatsministerin/
Staatsminister“ oder „Staatssekretärin/Staatssekretär“ jeweils entwickelt hat 
(Angaben nach der jeweiligen Legislaturperiode getrennt sowie unter Nennung 
der Namen und der Parteizugehörigkeit);

Die erfragten Informationen müssten aufgrund des langen Zeitraums aufwendig 
recherchiert und aus verschiedenen Quellen zusammengestellt werden, was ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand in der für die Beantwortung zur Verfügung ste-
henden Zeit nicht möglich ist. Es wird daher auf die öffentlich zugängliche Inter-
netseite der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, erreichbar 
unter https://www.landtagswahl-bw.de/landesregierungen-seit-1952 (abgerufen 
am 15. Juni 2021, 8:38 Uhr), verwiesen, der die Daten seit der ersten Wahlperiode 
entnommen werden können. Für die 17. Wahlperiode wird auf die Internetseite 
der aktuellen Landesregierung, erreichbar unter https://www.baden-wuerttem-
berg.de/de/regierung/landesregierung/mitglieder-der-landesregierung (abgerufen 
am 15. Juni 2021, 8:42 Uhr), verwiesen. 

2.	�welche konkreten Vorgaben (Verfassung, Gesetz, sonstige Rechtsvorschriften, 
Rechtsprechung) es in Baden-Württemberg in Bezug auf die Anzahl der Staats-
sekretärinnen und Staatssekretäre, Staatsrätinnen und Staatsräte sowie der 
politischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre gibt und wie viele Personen 
der Ministerpräsident unter Berücksichtigung dieser Vorgaben in der 17. Le-
gislaturperiode nach seiner Auffassung maximal hätte ernennen dürfen;

Nach Artikel 45 Absatz 2 Sätze 2 und 3 der Verfassung des Landes Baden-Würt-
temberg (LV) können als weitere Mitglieder der Regierung Staatssekretäre und 
ehrenamtliche Staatsräte ernannt werden. Die Zahl der Staatssekretäre nach der 
Landesverfassung darf ein Drittel der Zahl der Minister nicht übersteigen. Eine 
maximale Anzahl der Staatsrätinnen und Staatsräte ist nicht geregelt. 

Nach § 1 des Staatssekretäregesetzes (StSG) kann dem Ministerpräsidenten und 
den Ministern zur Unterstützung ein Staatssekretär, der nicht Mitglied der Lan-
desregierung ist (politischer Staatssekretär), beigegeben werden. Eine explizite 
Begrenzung der Anzahl der politischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre ist 
im StSG nicht geregelt. Soweit ersichtlich, ergibt sich auch aus sonstigen Rechts-
vorschriften oder der Rechtsprechung keine Begrenzung der Anzahl der politi-
schen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre. 
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Die Anzahl der in der 17. Legislaturperiode berufenen Personen bewegt sich im 
Rahmen der rechtlichen Vorgaben. 

3.	�welche konkreten Amtsbezeichnungen durch Ministerpräsident Kretschmann 
nach § 56 Absatz 1 Satz 3 Landesbeamtengesetz (LBG) an Beamtinnen und Be
amte bislang verliehen wurden und welche Beweggründe dieser Festsetzung 
oder Veränderung von der vorgesehenen Amtsbezeichnung jeweils zugrunde 
lagen und ob es danach auch alternativ möglich gewesen wäre, beispielswei-
se weiteren einzelnen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern die Amtsbe-
zeichnung „Staatssekretärin/Staatssekretär“ zu verleihen;

Daten zu den bisher durch Herrn Ministerpräsident Kretschmann nach § 56 Ab-
satz 1 Satz 3 LBG verliehenen Amtsbezeichnungen werden nicht vorgehalten und 
wären aufgrund des von der Frage umfassten Zeitraums und der Anzahl der Per-
sonalfälle ohne unverhältnismäßigen Aufwand nicht darstellbar. Andere als die 
für das Amt vorgesehenen Amtsbezeichnungen werden hauptsächlich bei heraus-
gehobenen Positionen verliehen, wenn die Funktion bereits übertragen wird, eine 
Ernennung, mit der die Verleihung der Amtsbezeichnung einhergeht, aber auf-
grund der Verwaltungsvorschrift des Finanz- und Wirtschaftsministeriums zum 
Vollzug der Stellenbesetzungs- und Beförderungssperre (VwV-Besetzungs- und 
Beförderungssperre vom 11. Dezember 2014 – Az.: 2-0430.9/166) noch nicht er-
folgen kann. In wenigen Einzelfällen wurde Personen mit herausgehobener Funk-
tion (politische Beamte) aufgrund ihrer wichtigen Stellung im Staatsministerium 
die Amtsbezeichnung „Staatsminister/Staatsministerin“ oder „Staatssekretär/
Staatssekretärin“ verliehen. Im Übrigen wird von der Möglichkeit nach § 56 Ab-
satz 1 Satz 3 LBG nur sehr restriktiv Gebrauch gemacht. Schließlich wird darauf 
hingewiesen, dass die Verleihung einer anderen als der vorgesehenen Amtsbe-
zeichnung nach § 56 Absatz 1 Satz 3 LBG lediglich die Änderung der Amtsbe-
zeichnung zur Folge hat. Eine Erhöhung der Besoldung oder sonstige weitere 
Kosten gehen damit nicht einher.

4.	�wie sich die einzelnen Geschäftsbereiche der Ministerien nach den jeweiligen 
Geschäftsverteilungsplänen in der 17. Legislaturperiode im Vergleich zur 16. Le
gislaturperiode verändert haben, insbesondere unter Berücksichtigung des da-
für in der 16. Legislaturperiode eingesetzten Personals laut Stellenplan (synop-
tische Darstellung);

Der Ministerrat hat in seiner Sitzung am 12. Mai 2021 beschlossen, die Geschäfts-
bereiche der Ministerien in Einzelpunkten neu abzugrenzen. 

Damit ist die Landesregierung ihrem in Artikel 45 Absatz 3 Satz 1 LV veranker-
ten Recht nachgekommen, über die Geschäftsbereiche ihrer Mitglieder zu be-
schließen.

Nach Artikel 45 Absatz 3 Satz 2 bedarf dieser Beschluss der Zustimmung des 
Landtags. Daher hat Herr Ministerpräsident mit Schreiben vom 12. Mai 2021 und 
geringfügiger Korrektur vom 2. Juni 2021 die Frau Landtagspräsidentin darum 
gebeten, die erforderliche Zustimmung des Landtags herbeizuführen.

Die von der Landesregierung beschlossene Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche 
der Ministerien durchläuft nunmehr das parlamentarische Verfahren und wird erst 
nach dessen Abschluss (rückwirkend) wirksam.

Eine synoptische Darstellung der neuen Geschäftsbereichsabgrenzung ist als An-
lage beigefügt. 

Feinjustierungen und sich ergebender Änderungsbedarf an der Geschäftsbereichs-
abgrenzung in der vorliegenden Form, wie beispielsweise die zwischen dem 
Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz und dem 
Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen einvernehmliche Streichung des 
Punktes 4 Geoinformation und Landentwicklung auf S. 19, werden nach Meldung 
durch die Ressorts im weiteren Verfahren berücksichtigt. 
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Da das parlamentarische Verfahren noch nicht abgeschlossen ist und die Ver-
handlungen über die Personalstellen Gegenstand laufenden Regierungshandelns 
sind, können keine personalstellenscharfen Angaben gemacht werden.

5.	�welche konkreten Aufgaben bzw. Sachgebiete nach den jeweiligen Geschäfts-
verteilungsplänen der Ministerien den am 13. Mai 2021 dem Landtag bekannt 
gegebenen Staatssekretärinnen und Staatssekretären sowie politischen Staats-
sekretärinnen und Staatssekretäre auf welche Art und Weise (z. B. per Verfü
gung, Hauserlass etc.) jeweils übertragen wurden, unter Darlegung, durch 
welche Personen die Erfüllung dieser Aufgaben in der 16. Legislaturperiode je-
weils wahrgenommen wurde und welche sachlichen Gründe (z. B. neue konkre-
te Aufgabe, Vergrößerung des Geschäftsbereichs des Ministeriums, etc.) dazu 
geführt haben, dass diese Aufgaben nach dem Willen des Ministerpräsidenten 
sowie der Ministerinnen und Minister künftig jeweils durch eine Staatssekretä-
rin/einen Staatssekretär oder eine politische Staatssekretärin/einen politischen 
Staatssekretär erfüllt werden sollen;

6.	�wie und auf welche Art und Weise der Geschäftsgang in den einzelnen Minis-
terien jeweils geregelt ist, insbesondere im Hinblick auf die Abgrenzung der 
Aufgaben zwischen den Ministerialdirektorinnen und Ministerialdirektoren und 
den Staatssekretärinnen und Staatssekretären, den politischen Staatssekretä-
rinnen und Staatssekretären sowie den Beamtinnen und Beamten mit der Amts-
bezeichnung „Staatsministerin/Staatsminister“ oder „Staatsekretärin/Staats
sekretär“ und im Hinblick auf die Vertretungsbefugnis sowie die Unterzeich-
nungsbefugnis dieses Personenkreises.

Antwort zu Frage 5 und 6:

Staatsministerium:

Nach der Geschäftsbereichsabgrenzung vom 12. Mai 2021 gestaltet Herr Staats-
sekretär Rudolf Hoogvliet die Medienpolitik und vertritt als Bevollmächtigter die 
Belange des Landes Baden-Württemberg bei Bund. In der 16. Legislaturperiode 
hatte Herr Staatssekretär Dr. Andre Baumann die Vertretung des Landes beim 
Bund wahrgenommen. Die Zuständigkeit für Europa wird aus dem Geschäftsbe-
reich des Justizministeriums herausgelöst und dem Staatsministerium zugeordnet. 
Dies umfasst den Geschäftsbereich für die Vertretung des Landes Baden-Würt-
temberg bei der Europäischen Union (Landesvertretung Brüssel). Die Verant-
wortung für diesen neu hinzukommenden Geschäftsbereich im Staatsministerium 
wurde Herrn Staatssekretär Florian Hassler übertragen. Zudem ist er für Angele-
genheiten der politischen Koordination zuständig. Insoweit tritt er die Nachfolge 
von Frau Kultusministerin Theresa Schopper an, die in der 16. Legislaturperiode 
Staatsministerin im Staatsministerium war. Als Staatsminister im Geschäftsbe-
reich des Ministerpräsidenten und als Chef der Staatskanzlei leitet Dr. Florian 
Stegmann das Staatsministerium, koordiniert die politischen Regierungsangele-
genheiten umfassend, plant und bereitet die Sitzungen des Ministerrates und die 
Ministerpräsidenten-Konferenz vor.

Der Geschäftsgang ist im Staatsministerium durch Organisationsverfügungen ge-
regelt und im zurzeit in Überarbeitung befindlichen Organisationsplan entspre-
chend abgebildet.  

Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen:

Am 12. Mai 2021 wurde Staatssekretär Wilfried Klenk zum politischen Staats-
sekretär im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen bestellt. 
Er war in dieser Funktion bereits in der 16. Legislaturperiode seit dem 23. April 
2018 tätig. Seine Aufgaben umfassen seit dem 6. September 2019 die politische 
Vertretung des Ministers und schwerpunktmäßig die fachliche Aufsicht über die 
Abteilungen „Landespolizeipräsidium“ und „Bevölkerungsschutz und Krisenma-
nagement“. Der Aufgabenbereich wurde nach der Geschäftsaufnahme der neuen 
Regierung im Mai 2021 nicht geändert. Am 12. Mai 2021 wurde Staatssekretär 
Julian Würtenberger zum Staatssekretär bei der obersten Landesbehörde, deren 
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Geschäftsbereich der stellvertretende Ministerpräsident leitet, gemäß § 8 Beamten
statusgesetz und § 4 Absatz 5 LBG ernannt. Er nimmt seither die Aufgaben des 
Amtschefs im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen wahr. 
In der gleichen Funktion war er bereits vom 1. Juni 2016 bis 30. Juni 2019 tätig, 
seit dem 23. April 2018 ebenfalls im Amt eines Staatssekretärs.

Im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen ist neben dem 
Minister und den Staatssekretären Klenk und Würtenberger an der Spitze noch 
Ministerialdirektor Stefan Krebs als Beauftragter der Landesregierung für Infor-
mationstechnologie (CIO/CDO) tätig. In diesem Zusammenhang hat er die fach-
liche Aufsicht über die beiden Abteilungen „IT, E-Government, Verwaltungs-
modernisierung“ und „Digitalisierung“. Er übte diese Funktion in diesem Amt 
bereits in der 16. Legislaturperiode seit dem 1. Juli 2016 aus. Die Abgrenzung der 
Aufgaben zwischen den Staatssekretären und dem Ministerialdirektor, deren Ver-
tretung, Zeichnungsbefugnisse und die Geschäftsgänge werden im Innenminis-
terium im Einzelnen durch Organisationsverfügungen geregelt und die Regelun-
gen im Geschäftsverteilungsplan und im Organisationsplan dargestellt. All diese 
Punkte orientieren sich an der Verteilung der fachlichen Aufsicht. So sind in der 
Regel Vorgänge aus den Abteilungen, die dem Minister zugeleitet werden sollen, 
diesem entsprechend der fachlichen Aufsicht über die Staatssekretäre Klenk oder 
Würtenberger oder Ministerialdirektor Krebs vorzulegen.

Ministerium für Finanzen:

Im Ministerium für Finanzen haben sich hinsichtlich der Aufgabenwahrnehmung 
bzw. -abgrenzung zwischen der Staatssekretärin und dem Amtschef (Ministerial-
direktor) bisher keine Veränderungen ergeben, da die Aufgaben weiterhin von 
den gleichen Personen wahrgenommen werden. Die bisherigen Festlegungen zur 
Aufgabenwahrnehmung bzw. -abgrenzung, welche für die 16. Legislaturperiode 
getroffen wurden (u. a. Zeichnungsregelung), gelten unverändert weiter. 

Auf Grundlage der bestehenden Zeichnungsregelung, der Definition der Ge-
schäftsprozesse und der Hinweise zur Behandlung des Schriftverkehrs sind die 
Aufgabenabgrenzungen zwischen der Staatssekretärin und dem Amtschef (Minis-
terialdirektor) ausführlich beschrieben. Eine Anpassung dieser Festlegungen wird 
nicht als notwendig erachtet.

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport:

Für die Zukunft unseres Landes und die gesellschaftliche Teilhabe der Menschen 
in Baden-Württemberg spielt die Bildung der Kinder und Jugendlichen eine be-
deutende Rolle. Neben den vielfältigen bestehenden Herausforderungen sind im 
Bildungsbereich durch die Coronapandemie weitere wichtige Aufgaben hinzuge-
kommen, deren Bewältigung in den kommenden Jahren durch die Bereitstellung 
einer weiteren Staatssekretärsstelle im Kultusministerium Rechnung getragen 
werden soll. Insbesondere bei der Digitalisierung der Schulen hat die Coronapan-
demie deutlich gemacht, dass trotz großer Anstrengungen in der Vergangenheit 
in diesem zentralen Zukunftsfeld nach wie vor enormer Handlungsbedarf besteht. 
Vor diesem Hintergrund hat Frau Ministerin Schopper zu Beginn der 17. Legis-
laturperiode Frau Staatssekretärin Boser MdL die Zuständigkeit für die Bereiche 
„Digitalisierung“ und „Digitale Bildungsplattform“ übertragen. Herr Staatssekre-
tär Schebesta MdL behält, wie bereits in der vergangenen Legislaturperiode, die 
Zuständigkeit für das Sachgebiet „Frühkindliche Bildung“. Die Aufgabenübertra-
gung an die Staatssekretäre des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport erfolg-
te im Wege der internen Abstimmung mit Frau Kultusministerin.

Der Ministerialdirektor vertritt die Ministerin und leitet die Verwaltung im Minis-
terium. Er stellt die Schnittstelle zwischen Verwaltung und politischer Ebene dar, 
die von Frau Ministerin und den Staatssekretären vertreten wird. Insbesondere im 
parlamentarischen Raum stehen die Staatssekretäre bei Verhinderung von Frau 
Kultusministerin vertretend zur Verfügung. Eine formale Aufgabenzuweisung 
in Gestalt des Geschäftsverteilungsplans oder einer Innerdienstlichen Verfügung 
liegt nicht vor bzw. ist nicht vorgesehen.
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Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst:

Frau Staatssekretärin Petra Olschowski, die seit 12. Mai 2016 das Amt als poli-
tische Staatssekretärin im Wissenschaftsministerium innehat und in der 17. Le-
gislaturperiode wiederum zur politischen Staatssekretärin im Wissenschaftsmi-
nisterium ernannt wurde, ist im Einvernehmen mit Frau Ministerin insbesondere 
für den Bereich Kunst und Kultur zuständig. Darüber hinaus ist keine spezifische 
Übertragung weiterer konkreter Aufgaben bzw. Sachgebiete auf Frau Staatssekre-
tärin erfolgt. Insoweit hat sich für den Bereich des Ministeriums für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst keine Änderung ergeben.

Im Wissenschaftsministerium ist der Geschäftsgang insbesondere im Hinblick auf 
die Abgrenzung der Aufgaben zwischen der Staatssekretärin und dem Ministerial-
direktor und im Hinblick auf die Vertretungsbefugnis sowie die Unterzeichnungs-
befugnis dieses Personenkreises durch eine entsprechende Absprache zwischen 
Frau Ministerin, Frau Staatssekretärin und Herrn Ministerialdirektor geregelt.

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft:

Der Staatssekretär des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft ist 
ein politischer Staatssekretär im Sinne des StSG und unterstützt die Ministerin. 
Das bedeutet, dass er öffentliche und nicht-öffentliche Termine wahrnimmt und 
so das Umweltministerium nach außen und innerhalb der Landesverwaltung nach 
Absprache mit der Ministerin in allen Zuständigkeitsbereichen politisch reprä-
sentiert. Eine Aufteilung der Aufgaben hat nicht stattgefunden. Die Stelle eines 
Staatssekretärs erhielt das Umweltministerium in der 16. Legislaturperiode we-
gen der deutlichen Erweiterung seines Geschäftsbereichs, sodass diese Aufgaben 
bereits in der 16. Legislaturperiode durch einen Staatssekretär wahrgenommen 
wurden. 

Der Ministerialdirektor ist Amtschef und leitet die Verwaltung. Vorgänge, die die 
Verwaltung betreffen, erhält mithin nur der Ministerialdirektor, nicht der Staats-
sekretär. Der Staatssekretär kann die Ministerin in politischen Angelegenheiten 
vertreten. Die Zeichnungsregelungen spiegeln dies entsprechend wieder.

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus:

Herrn Staatssekretär ist qua Amt und im Rahmen der Vorgaben des Urteils des 
Staatsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 24. Februar 1973 (Az. 2/72) die Ver-
tretung von Frau Ministerin mit folgenden Schwerpunkten übertragen: Touris-
mus, Arbeit (Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsrecht, Grundsicherung für Arbeits-
suchende, Arbeitsschutz) und Kreativwirtschaft. Die Übertragung der Verantwor-
tung zu weiteren Themen erfolgt in Abstimmung zwischen der Ministerin und 
dem Staatssekretär im Einzelfall. Die genannten Schwerpunktaufgaben wurden in 
der vorigen Legislaturperiode im Wirtschafts- und Justizministerium (Tourismus) 
wahrgenommen. Die Gründe der Übertragung sind in der politischen Bedeutung 
und beim Arbeitsanfall zu finden.

Geschäftsgangregelungen folgen grundsätzlich dem hierarchischen Aufbau.
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Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration: 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration ist für einen breit an-
gelegten Geschäftsbereich mit vielfältigen Aufgaben und unterschiedlichen The-
menstellungen zuständig. Aufgrund dieses vielfältigen Geschäftsbereichs ist der 
Minister für Soziales, Gesundheit und Integration Mitglied in fünf Fachminis-
terkonferenzen, namentlich der Gesundheitsministerkonferenz, der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz, der Jugend- und Familienministerkonferenz, der Gleich-
stellungs- und Frauenministerkonferenz sowie der Integrationsministerkonferenz. 
Dadurch wird deutlich, dass das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integ-
ration auf Landesebene die Themenbereiche des Bundesministeriums für Gesund-
heit, des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, zu einem 
großen Teil des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales sowie teilweise des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat abdeckt. 

Vor diesem Hintergrund wurde auch in der 16. Legislaturperiode eine politische 
Staatssekretärin für Soziales und Integration ernannt. Diese reihte sich in eine 
lange Reihe von Staatssekretärinnen und Staatssekretären im Sozialministerium 
ein. Bereits im Jahr 1976 wurde ein politischer Staatssekretär im damaligen Mi-
nisterium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung ernannt. Seitdem gab es – 
mit Ausnahme der 15. Legislaturperiode – durchgängig Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre im Sozialministerium. 

In der 16. Legislaturperiode waren der politischen Staatssekretärin im Ministeri-
um für Soziales und Integration, Frau Bärbl Mielich MdL, insbesondere folgende 
Aufgabenbereiche federführend übertragen: Frauen- und Gleichstellungspolitik. 
Darüber hinaus hat die Staatssekretärin den Minister bei Bedarf in allen anderen 
Themengebieten des Ministeriums für Soziales und Integration inhaltlich vertre-
ten. Im Übrigen hat die politische Staatssekretärin in der 16. Legislaturperiode 
den Minister für Soziales und Integration bei seinen vielfältigen Aufgaben durch 
die Übernahme repräsentativer Aufgaben und die Vertretung im Ministerrat, in 
den Ministerratsausschüssen, im Landtag, in den Fachministerkonferenzen ebenso 
wie bei weiteren externen und internen Terminen unterstützt, sofern dem Minister 
für Soziales und Integration eine Teilnahme an den entsprechenden Terminen 
nicht möglich war. 

Die vorgenannten Aufgaben der politischen Staatssekretärin hat Frau Dr. Ute Lei-
dig MdL, die am 12. Mai 2021 ernannt worden ist, übernommen. Die Aufgaben-
übertragung war und ist durch entsprechende Absprachen zwischen Herrn Minis-
ter, Frau Staatssekretärin und Herrn Amtschef geregelt. 

Der Geschäftsgang innerhalb der Amtsspitze des Ministeriums für Soziales, Ge-
sundheit und Integration verläuft im Regelfall über den Amtschef an die politi-
sche Staatssekretärin zum Minister. 

Ministerium der Justiz und für Migration:

Im Rahmen der Regierungsneubildung wurde dem Justizministerium die Zustän-
digkeit für den Bereich Migration übertragen. Die dortigen Aufgaben wurden in 
der 16. Legislaturperiode durch das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration wahrgenommen. Die Berufung eines Staatssekretärs für das Justiz
ministerium war angesichts des Aufgabenzuwachses angezeigt, der beispielhaft 
an dem auf die Abteilung Migration entfallenden Haushaltsvolumen von rund  
750 Mio. Euro und damit einem Vielfachen der aus dem Geschäftsbereich weg-
fallenden Bereiche Europa und Tourismus deutlich wird. Durch die Tatsache, 
dass ein Staatssekretär sich diesem Bereich schwerpunktmäßig annimmt, bringt 
die Landesregierung zum Ausdruck, dass sie diesem Zuständigkeitsbereich für 
die Legislaturperiode eine besondere Bedeutung beimisst. Aufgrund der noch an-
dauernden Gespräche zur Übertragung vom Innen- auf das Justizministerium be-
finden sich die weiteren Strukturen und Geschäftsgänge noch im Aufbau und in 
Abstimmung.
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Ministerium für Verkehr:

Dem Ministerium für Verkehr wurde im Zuge der Regierungsneubildung für die 
17. Legislaturperiode das Amt einer politischen Staatssekretärin beigegeben. Die-
ses Amt dient der Unterstützung der Landesregierung im Ressort des Verkehrs-
ministeriums. Die Landesregierung betreibt eine Politik des Gehörtwerdens und 
der Bürgerbeteiligung, was gerade im Bereich der klimaschutzorientierten Mobi-
litätspolitik ein engagiertes Handeln und eine Präsenz vor Ort erfordert. Damit 
geht auch der Anspruch einher, dem das Land durch die Einbindung und Berück-
sichtigung der örtlichen Belange an eine nachhaltige Mobilitätspolitik gerecht 
wird und dies in Zukunft noch verstärken möchte. Insbesondere für die vielen 
Vor-Ort-Termine und aufgrund der Bedeutung der Verkehrspolitik auch in den 
Abstimmungen mit den übrigen Bundesländern, der Bundesregierung und der euro
päischen Ebene braucht es eine personell ausreichend ausgestattete Landesregie-
rung. Deshalb wird im Ministerium für Verkehr neben dem Minister für Verkehr 
künftig auch die politische Staatssekretärin diese wichtige Aufgabe in der Regie-
rung übernehmen und zur Erfüllung dieses Anspruchs beitragen. Neben einem 
umfassenden Aufgabengebiet, das insbesondere die kommunalen und regionalen 
Aspekte der nachhaltigen Mobilität umfasst, wie beispielsweise Rad- und Fußver-
kehr, Ortsmitten, Naturschutz an Verkehrswegen sowie Luftreinhaltung, wurde 
der politischen Staatssekretärin die Thematik des Lärmschutzes zugeteilt, welche 
in der 17. Legislaturperiode weiterhin einen thematischen Schwerpunkt in der Ar-
beit des Ministeriums darstellt. (Diese Thematik wurde in der 16. Legislaturperio-
de von einem Landtagsabgeordneten als Lärmschutzbeauftragten der Landesre-
gierung Baden-Württemberg betreut, in der 15. Legislaturperiode von der Staats-
sekretärin im Verkehrsministerium.)

Der Ministerialdirektor des Verkehrsministeriums ist als Leiter der Verwaltung 
und ständiger Vertreter des Ministers vertretungs- und zeichnungsbefugt. 

Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz:

Die bisherige Staatssekretärin Frau Friedlinde Gurr-Hirsch ist mit Ablauf des  
12. Mai 2021 in den Ruhestand getreten. Am gleichen Tag wurde Frau Sabine 
Kurtz zur politischen Staatssekretärin ernannt. Die Aufgabenübertragung an die 
Staatssekretärin Frau Friedlinde Gurr-Hirsch (16. Legislaturperiode) und an die 
politische Staatssekretärin Sabine Kurtz (17. Legislaturperiode) des Ministeriums 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz erfolgte im Wege der 
internen Abstimmung mit Herrn Minister Peter Hauk. Frau Staatssekretärin Sa-
bine Kurtz wurden von Herrn Minister die Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Bildung, dem Verbraucherschutz und den Landesgartenschauen übertragen.

Eine formale Aufgabenzuweisung in Gestalt des Geschäftsverteilungsplans oder 
einer Innerdienstlichen Verfügung liegt nicht vor bzw. ist nicht vorgesehen.

Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen: 

Das Ministerium ist noch im Aufbau begriffen.

Geschäftsgangregelungen folgen grundsätzlich dem hierarchischen Aufbau.

Hassler
Staatssekretär
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Anlage
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